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Versorgungsausgleich: vergessene oder verschwiegene Ansprüche 
(gekürzt) Das Recht des Versorgungsausgleichs soll punktuell angepasst werden. Beim 
Versorgungsausgleich werden im Rahmen der Scheidung die Rentenansprüche aus der Ehezeit hälftig 
zwischen den Ex-Ehegatten aufgeteilt. Besondere Probleme bereiten bislang vergessene oder 
verschwiegene Ansprüche. Wird ein Rentenanspruch beim Versorgungsausgleich vergessen, verschwiegen 
oder übersehen, geht das bisher zulasten eines Ex-Ehegatten. Künftig sollen solche Rentenanrechte 
nachträglich zwischen den Ex-Ehegatten ausgeglichen werden können. So soll sichergestellt werden, dass 
die Ziele des Versorgungsausgleichs eine faire Teilhabe beider Eheleute an den in der Zeit der Ehe 
erworbenen Rentenansprüchen auch wirklich erreicht werden. 
Eckpunkte der Pressemeldung: 
- Vergessene, verschwiegene oder übersehene Rentenansprüche 
- Rentenansprüche von Unternehmern 
- Keine Splitteranrechte mehr 
- Klarstellung zur Witwenrente 
- Verbesserte Verfahren 
Quelle: Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) Pressemitteilung vom 22.April 2026 - Ausgleich 
von Rentenansprüchen nach einer Scheidung: Bundeskabinett beschließt Gesetzentwurf zur Anpassung des 
Versorgungsausgleichs -. 
 

Renten steigen um 4,24 Prozent 
(gekürzt) Die Bezüge der über 21 Millionen Rentnerinnen und Rentner in Deutschland steigen zum 1. Juli 
2026 um 4,24 Prozent, wenn der Bundesrat zustimmt. Verantwortlich für die Steigerung ist die 
Lohnentwicklung. Eine Rente von z.B. 1.000 Euro monatlich würde dann um gut 42 Euro steigen.  
Eine Fixierung der Haltelinie beim Rentenniveau ist auch maßgeblich, welche die Koalition im Dezember mit 
ihrer ersten Rentenreform beschlossen hat. Bis 2031 gilt nun, dass das Rentenniveau nicht unter 48 Prozent 
fallen darf. Dieser Wert beschreibt das Sicherungsniveau der Rente im Verhältnis zu den Einkommen. Die 
Haltelinie galt zuvor nur bis 2025. Sie wurde infolge der Reform bei der Berechnung der aktuellen 
Rentenerhöhung berücksichtigt. 
Zum 1. Juli 2026 wird der Rentenwert von 40,79 auf 42,52 Euro angehoben. Dieser Wert wird jährlich neu 
festgelegt und an die Veränderungen der Löhne und Gehälter angepasst. Er entspricht einer ungeminderten 
monatlichen Rente aus Beiträgen eines Durchschnittsverdieners für ein Jahr. Für eine Standardrente bei 
durchschnittlichem Verdienst und 45 Beitragsjahren bedeutet die Anpassung laut Ministerium einen Anstieg 
um 77,85 Euro im Monat. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
Die gute Nachricht zum Schluss: 
Der Niedersächsische Landtag hat am Mittwoch (27.05 2026) beschlossen, die erste Stufe des im Februar 
erzielten Tarifergebnisses auf niedersächsische Beamtinnen und Beamten sowie 
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Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger zu übertragen. Damit werden die Bezüge 
rückwirkend zum 1. April 2026 um 2,8 Prozent, mindestens jedoch um 100 Euro, angehoben. 
Quelle: Nds. Finanzministerium < Pressestelle > 27.05.2026 
 

Altersrente für schwerbehinderte Menschen 
(gekürzt) Schwerbehinderte, die 1964 oder später geboren wurden, können mit 65 Jahren ohne Abzüge, auch 
Abschläge genannt, oder ab 62 Jahren mit Abschlägen in Rente gehen. Für zwischen 1952 und 1963 
Geborene erhöht sich die Altersgrenze für eine abschlagsfreie Rente schrittweise von 63 auf 65 Jahre. Die 
Altersgrenze ab der frühestens, jedoch mit Abschlägen, Betroffene eine Rente erhalten können, steigt 
parallel dazu von 60 auf 62 Jahre. Für jeden Monat des vorzeitigen Renteneinstiegs werden 0,3 Prozent von 
der Rente abgezogen. Ein maximaler Abschlag von 10,8 Prozent kann sich ergeben. Jede durch einen 
vorzeitigen Renteneinstieg erfolgte Kürzung der Rente bleibt dauerhaft bestehen, auch durch Erreichen der 
Regelaltersgrenze ändert sich nichts daran. 
Als schwerbehinderter Mensch muss ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 vorliegen, als Nachweis 
dient zum Beispiel der Schwerbehindertenausweis und die Schwerbehinderung muss zum Rentenbeginn 
vorliegen. Die Leistungen aus der Rentenversicherung kann nur beanspruchen, wer ihr vorher bereits eine 
bestimmte Zeit angehört hat, versichert war. Für die Altersrente für schwerbehinderte Menschen muss es 
eine Wartezeit von 35 Jahren sein. Wie sich die Wartezeit zusammensetzen kann, darüber informiert die 
DRV.  Für besonders langjährig Versicherte kann gegebenenfalls zu einem früheren Zeitpunkt ohne 
Abschlag die Rente in Anspruch genommen werden, wenn vor dem 1957 geboren wurde. Liegt eine 
Schwerbehinderung nicht vor, kommt eventuell die Altersrente für langjährig Versicherte in Betracht. 
Hinzuverdienst: Für das Jahr 2022 gilt die Verdienstgrenze in Höhe von 46.060 Euro pro. Jahr bei 
vorgezogenen Altersrenten, ohne Kürzung. Ab dem 1. Januar 2023 können Altersrenten unabhängig von der 
Höhe des Hinzuverdienstes in voller Höhe bezogen werden. Die bisher geltende Hinzuverdienstgrenze für 
vorgezogene Altersrenten wurde aufgehoben.  
Hinweis: Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) informiert unter „Rentenbeginn- und 
Rentenhöhenrechner“ über die Bedingungen, Fristen und Antragstellung. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

„Beitragsstabilisierungsgesetz“ 
Patientinnen und Patienten müssen sich auf höhere Zuzahlungen und einige Abstriche einstellen, um die 
Anhebungen der Kassenkassenbeträge im nächsten Jahr zu vermeiden. Ausgabenbremsen sind auch bei 
Praxen, Kliniken und Pharmaherstellern vorgesehen. 
Was sich für Versicherte ändern könnte: 
- Seit 22 Jahren geltende Zuzahlungen von mindestens 5 und höchstens 10 Euro sollen auf 7,50 und 15 
Euro angehoben und dann auch jährlich angepasst werden, etwa fürs Abholen verschriebener Medikamente 
in der Apotheke. 
- Homöopathische Leistungen sollen nicht mehr auf Kassenkosten zu bekommen sein. Die bisher alle zwei 
Jahre mögliche Hautkrebs-Vorsorge für alle Erwachsenen auch ohne Symptome soll überprüft werden. 
- Um Gutverdiener stärker heranzuziehen, soll die Beitragsbemessungsgrenze 2027 zusätzlich um 300 Euro 
angehoben werden. Aktuell liegt die Grenze, die ohnehin jährlich erhöht wird, bei 5.812,50 Euro. Bis zu 
dieser Schwelle des Monatsgehalts sind Beiträge fällig, vom darüber liegenden Gehalt nicht mehr. 
- Die kostenlose Mitversicherung soll beschränkt werden. Bleiben soll sie für Kinder, Eltern von Kindern bis 
zum siebten Geburtstag und von Kindern mit Behinderungen sowie Menschen mit pflegebedürftigen 
Angehörigen und im Regel-Rentenalter. Ab 2028 sollen andere Kassenmitglieder mit mitversicherten Gatten 
2,5 Prozent als Zuschlag zahlen, zunächst waren 3,5 Prozent. 
- Eine zunächst vorgesehene pauschale Senkung des Krankengelds, das man nach mehrwöchiger 
Krankheit bekommen kann, soll jetzt nicht kommen. 
- Um unnötige Operationen zu vermeiden, soll vor bestimmten Eingriffen erst eine zweite Meinung eines 
anderen Arztes eingeholt werden müssen, etwa bei künstlichen Kniegelenken. 
- Angesichts hoher Fehlzeiten im Job soll bei langwierigeren Erkrankungen eine Teilkrankschreibung 
ermöglicht werden, wenn Beschäftigte und Arbeitgeber es möchten – in Stufen von 25, 50 und 75 Prozent 
der wöchentlichen Arbeitszeit. 
- Über ein separates Gesetz soll 2028 eine Zuckerabgabe für gesüßte Getränke kommen.  
Quelle: Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
 

Rentensplitting oder Hinterbliebenenrente 
Folgendes in Anlehnung an RB 201 „Rentensplitting“ 
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(gekürzt) Überlebende Partnerin oder überlebender Partner können zwischen der Hinterbliebenenrente oder 
dem Rentensplitting wählen. Diese Entscheidung kann auch noch getroffen werden, wenn bereits eine 
Witwen- oder Witwerrente bezogen wird. Fällt die Entscheidung auf ein Rentensplitting, erlischt der 
Anspruch auf diese Renten! Wurde bereits eine Rentenabfindung wegen Wiederheirat in Anspruch 
genommen, entfällt die Möglichkeit des Rentensplittings. 
Das Rentensplitting kann sich vor allem für eine überlebende Partnerin oder einen überlebenden Partner 
lohnen, wenn während der Zeit der Ehe oder Partnerschaft einseitig weniger Rentenanwartschaften 
angesammelt wurden. Sie profitieren, weil durch das Rentensplitting ein höherer Rentenanspruch entsteht, 
der auch durch eine Wiederheirat bestehen bleibt. 
Es lohnt sich vor allem dann, wenn: 
- sie oder er bereits eine eigene Rente bezieht und ein so hohes eigenes Einkommen hat, dass eine Witwen- 
oder Witwerrente nicht ausgezahlt werden würde. 
- sie oder er durch das Rentensplitting einen eigenen Rentenanspruch erwerben kann und eine Witwen- 
oder Witwerrente wegen ihres oder seines zu hohen Einkommens nicht zur Auszahlung käme. 
- sie oder er wieder heiratet oder eine neue Lebenspartnerschaft begründet.  
In diesem Fall gäbe es zwei Möglichkeiten: 
- sie oder er entscheidet sich für ein Rentensplitting und die damit verbundene Erhöhung der eigenen Rente. 
  Dadurch würde sich auch die mögliche spätere Hinterbliebenenrente für den neuen Partner und eigene 
  Kinder erhöhen. 
- sie oder er entscheidet sich gegen das Rentensplitting und wählt stattdessen die Rentenabfindung wegen 
Wiederheirat und erhält eine Einmalzahlung. In diesem Fall kann sie oder er die Hinterbliebenenrente erneut 
beantragen, wenn die neue Ehe oder Partnerschaft enden sollte. 
Zu beachten aber ist, dass ein Rentensplitting verbindlich ist! Das heißt: Nach der Abgabe einer 
gemeinsamen Erklärung für ein Splitting gibt es keine Möglichkeit mehr, nach dem Tod der Partnerin oder 
des Partners statt des Rentensplittings eine Hinterbliebenenrente zu bekommen. Die Deutsche 
Rentenversicherung empfiehlt dringend vor der Abgabe einer gemeinsamen Erklärung sich eine ausführliche 
Beratung durch die DRV geben zulassen.  
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 

Zuweisungen von Geldauflagen 
(gekürzt) Auf der Homepage des Nds. Justizministeriums steht eine detaillierte Übersicht über die 
Zuweisungen des Jahres 2025 zur Verfügung. Anhand der jährlich veröffentlichten Auflistungen können 
auch angeordnete Auflagen im Einzelnen nachvollzogen werden. Aus den Übersichten gehen die 
anordnenden Stellen, die begünstigten Einrichtungen und die Höhe der zugewiesenen Geldbeträge hervor. 
Der Hintergrund: Werden Ermittlungs- oder Strafverfahren eingestellt, kann dies gegen Zahlung einer 
Geldauflage erfolgen. Auch die Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung kann mit einer Zahlung 
eines Geldbetrages verknüpft werden. Diese Gelder können von den Staatsanwaltschaften und Gerichten 
gemeinnützigen Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden. Dies gilt indes nicht für Geldstrafen, die immer 
an die Landeskasse gezahlt werden müssen. Die Auferlegung einer Zahlung bietet keine Gewähr dafür, 
dass der Betrag tatsächlich gezahlt wird. Bleiben die Zahlungen ganz oder teilweise aus, wird das 
Strafverfahren fortgesetzt oder eine Strafaussetzung widerrufen. 
An Auflagenzuweisungen interessierte gemeinnützige Einrichtungen können die Aufnahme in ein 
landesweites Verzeichnis beantragen. Die Eintragung ist keine Voraussetzung für die Zuweisung von 
Geldauflagen. Das Verzeichnis informiert Gerichte und Staatsanwaltschaften allerdings über das bestehende 
Interesse an der Zuweisung von Auflagenzahlungen. 
Das Antragsformular ist über die Homepage des Oberlandesgerichts Oldenburg abrufbar. 
Die Justizbehörden in Niedersachsen haben gemeinnützigen Organisationen im Jahr 2025 insgesamt rd. 
5,52 Mio. Euro zugewiesen. Die Zuweisungen beruhen auf Ermittlungs-, Straf- und Gnadenverfahren, in 
denen Tatverdächtigen bzw. rechtskräftig verurteilten Straftätern Zahlungen an gemeinnützige Einrichtungen 
auferlegt wurden.  
So erhielten Einrichtungen des allgemeinen Sozialwesens gut 1,45 Mio. Euro. Rund 882.000 Euro flossen 
an Einrichtungen der allgemeinen Jugendhilfe, etwa 803.000 Euro an Hilfseinrichtungen für 
Gesundheitsgeschädigte und Behinderte sowie 303.000 Euro an Natur- und Umweltschutzeinrichtungen. 
Zudem wurde die Straffälligen- und Bewährungshilfe mit etwa 495.000 Euro und die Suchtgefährdetenhilfe 
mit rund 177.000 Euro bedacht. Auf die Verkehrserziehung und Verkehrssicherheit entfielen etwa 483.000 
Euro. Die größte Summe für eine einzelne Einrichtung ging im Jahr 2025 an die Stiftung Opferhilfe 
Niedersachsen mit rund 305.000 Euro. Rund 257.000 erhielt das Kinderhospiz Löwenherz e.V. in Syke. 
Quelle: Nds. Justizministerium, Oberlandesgericht Oldenburg 
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